
Plenarrede von Wilhelm Hausmann MdL 

Zu TOP 13 der Plenardebatte am 08. Oktober 2020, Gesetzentwurf der 
Fraktion BÜNDNIS 90/ Die Grünen (Drucksache 17/8298): „Gesetz zur 
Änderung des Denkmalschutzgesetzes NRW“ 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!  

In Nordrhein-Westfalen gibt es mehr als 85.000 Bau- und Bodendenkmäler. 
Diese Denkmäler sind Teil des reichen kulturellen Erbes unseres Bundeslandes. 
Der NRW-Koalition ist dieses Thema entsprechend wichtig. Seit 
Regierungsübernahme der schwarz-gelben Landesregierung im Jahr 2017 haben 
wir die Landesmittel für die Denkmalpflege deutlich erhöht.  

Der Denkmalschutz steht aktuell vor vielfältigen Herausforderungen. Eine 
Novellierung des Denkmalschutzgesetzes NRW ist daher notwendig. Allerdings 
ist der vorliegende Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen lediglich 
auf die Erfordernisse des Klimaschutzes und Bodenschutzmaßnahmen begrenzt. 
Das erscheint mir wenig sachgerecht und wird unserem Anspruch an eine 
zukunftsorientierte und umfassende Novellierung des Denkmalschutzgesetzes 
NRW keinesfalls gerecht. 

 Im Rahmen der Beratungen im Ausschuss und in den Stellungnahmen, die die 
Sachverständigen dort vorgelegt haben, ist der Denkmalschutz in NRW ebenfalls 
dergestalt bewertet worden, dass eine vorgezogene Änderung in einzelnen 
Punkten keinen Sinn machen würde. Die Herausforderungen im Bereich des 
Denkmalschutzes begrenzen sich nämlich bei Weitem nicht nur auf die im 
Gesetzentwurf angeführten Themen.  

Wir wollen das Denkmalschutzgesetz als Ganzes in den Blick nehmen. Deshalb 
hat die schwarz-gelbe Landesregierung längst eine umfassende Novelle des 



Denkmalschutzgesetzes angekündigt. Unsere Denkmäler brauchen ein 
Denkmalschutzgesetz, das den aktuellen Herausforderungen angemessen und 
umfassend begegnet. Als NRW-Koalition wollen wir energetische Sanierung, 
Umwelt-, Brandschutz, Barrierefreiheit und neue Nutzungsmöglichkeiten der 
Denkmäler mit den Zielen des Denkmalschutzes in Einklang bringen. Dieses 
heute zu beratenden Gesetzentwurfs der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
bedarf es daher nicht. – Herzlichen Dank. 


